
dere staatliche Organ, dem Willen der Arbeiter und 
Bauern (S. 78). Ein richterliches Prüfungsrecht gibt es 
nicht, denn der Richter wendet Gesetze an, die von der 
Volkskammer, dem höchsten Organ der Staatsgewalt 
in der DDR, im Aufträge der Werktätigen erlassen wer­
den. Andererseits ist der Richter bei der Entscheidung 
eines konkreten Falles aber auch n u r an den gesetz­
lich normierten Willen der Arbeiter und Bauern ge­
bunden (S. 79). Im Unterschied zu Westdeutschland 
werden in der DDR in breitem Umfange die werktäti­
gen Menschen als Schöffen zur Rechtsprechung heran­
gezogen; dadurch wird das Prinzip der Teilnahme der 
Massen an der Leitung des Staates verwirklicht. Über­
zeugenden Beweis für die Bindung der Richter an Ver­
fassung und Gesetz legt die Praxis der Gerichte un­
serer Arbeiter-und-Bauern-Macht ab. Sie führen einen 
ständigen Kampf für die Einhaltung und Festigung 
der demokratischen Gesetzlichkeit.

Abschließend faßt Schöneburg seine Untersuchungen 
zusammen und kommt zu dem Ergebnis, „daß die west­
deutschen Imperialisten zutiefst antinational sind, daß 
sie die Demokratie und den Frieden verraten und den 
Terror und Krieg auf ihre Fahne geschrieben haben“, 
daß es daher notwendig ist, „die demokratischen Ju­
risten Westdeutschlands in ihrem schweren Kampf 
gegen Terror und Willkür zu unterstützen“.

Wenn der Verfasser in seinem Vorwort von seiner 
Absicht spricht, einen ersten Überblick über eine Reihe 
von Tendenzen in der westdeutschen Rechtspraxis und 
-ideologie zu geben, in denen die zunehmende Zer­
setzung der richterlichen Unabhängigkeit in West­
deutschland zum Ausdruck kommt, so muß gesagt wer­
den, daß ihm dies im wesentlichen gelungen ist. An­
erkennung verdient vor allem die Tatsache, daß 
Schöneburg umfangreiches Material herangezogen hat, 
mit dem er seine Thesen belegt. Es ist selbstverständ­
lich, daß bei dem weitgespannten Rahmen der Arbeit 
manches berührte Problem einer Vertiefung bedarf, daß 
einzelne Mängel vorhanden sind, die den Gesamtwert 
der Schrift jedoch nicht mindern können.

Der Verfasser geht von dem klassischen bürgerlichen 
Begriff der richterlichen Unabhängigkeit aus, bringt 
aber dann in seinen weiteren Ausführungen Beispiele 
für den Angriff auf die richterliche Unabhängigkeit 
auch seitens anderer gesellschaftlicher Einrichtungen 
als nur der Exekutive, wie der Legislative im Fall 
Zunker (S. 31 L), ohne zu begründen, warum er an dem 
Begriff der richterlichen Unabhängigkeit im bürger­
lichen Staat in der genannten Weise festhält. Der ein­
leitende Teil ist ein wenig zu skizzenhaft und dadurch 
nicht immer logisch zwingend. So erfährt das Verhält­
nis von richterlicher Unabhängigkeit und Parteilichkeit, 
insbesondere der Widerspruch, der zwischen ihnen im 
Zeitalter des Imperialismus in steigendem Maße auf- 
tritt und der durch die Verletzung der bürgerlichen 
Gesetzlichkeit gelöst wird, weder hier noch später die 
notwendige Klärung. Auch die Bedeutung, die die Fest­
legung der richterlichen Unabhängigkeit für das Prole­
tariat hat, wird etwas knapp behandelt (S. 10).

Auffallend ist, daß bei der Darstellung der richter­
lichen Willkür in Westdeutschland fast ausschließlich 
Strafverfahren herangezogen werden. Richtig ist sicher­
lich, daß hier der gerichtliche Terror am augenschein­
lichsten ist. Aber es könnte leicht der Eindruck ent­
stehen, daß auf anderen Gebieten der westdeutschen 
Rechtsprechung die Lage anders ist. Hingegen ist be­
kannt, daß z. B. auch die Verwaltungsgerichte in ähn­
licher Weise zunehmend Willkürentscheidungen fällen.

Verschiedentlich bedient sich der Verfasser gewisser 
schlagwortartiger, generalisierender Formulierungen, 
die auch inhaltlich zu Bedenken Anlaß geben. So heißt 
es auf S. 59: „Adenauer betreibt eine amerikanische 
Politik“. Der wiedererstandene deutsche Imperialismus 
hat in Westdeutschland seine alten Positionen zum 
überwiegenden Teil wiedergewonnen, teilweise hat er 
sogar England und Frankreich von ihren traditionellen 
Absatzmärkten verdrängt. Es dürfte klar sein, daß die 
westdeutschen Monopolherren und Militaristen in dem 
Maße, wie es ihnen gelingt, ihre Macht sowohl ökono­
misch wie auch politisch und militärisch zu festigen, 
auch eine eigene Politik betreiben, sonst wären sie 
keine Imperialisten8). Deshalb bringt die Formulierung 
„Adenauer betreibt eine amerikanische Politik“ die Ge­
fährlichkeit der deutschen Imperialisten nicht genügend 
zum Ausdruck.

Auf der anderen Seite hingegen wird in der Arbeit 
häufig im Zusammenhang mit Westdeutschland und 
den USA das Wort Faschismus verwendet,, so wird 
z. B. auf S. 20 von Adenauer-Faschisten, auf S. 59 von 
USA-Faschismus gesprochen. Die richtige Einschätzung 
der gesellschaftlichen Entwicklung, einer konkreten 
historischen Situation, ist für den Kampf der Arbeiter­
klasse von elementarer Wichtigkeit und die Frage, ob 
wir, auf ein bestimmtes Land bezogen, von Faschismus 
sprechen, hat deshalb auf gar keinen Fall nur theore­
tische Bedeutung. Erinnert sei daran, wie sorgfältig 
abgewogen und präzis der Vorsitzende der Kommu­
nistischen Partei der USA, William Z. Foster, die Lage 
in den USA einschätzte und zu dem Ergebnis gelangte, 
daß in Amerika noch nicht das Anfangsstadium des 
Faschismus vorliegt0). In entsprechender Weise ist es 
notwendig, an die Einschätzung der Verhältnisse in 
Westdeutschland heranzugehen.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die Arbeit von 
Schöneburg in anschaulicher Weise zeigt, wie „Freiheit, 
Recht und Menschenwürde“, die Adenauer stets zu ver­
teidigen vorgibt, in Wirklichkeit im Bonner „sozialen 
Rechtsstaat“ mit Füßen getreten werden.
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Aus  der  Prax i s  — für  d i e  Prax i s
Die Justizausspracben im Kreis Weißenfels
In NJ 1955 S. 619 hat G ö r n e r Schlußfolgerungen 

aus den bisherigen Erfahrungen mit den Justizaus­
sprachen der Gerichte gezogen und Hinweise für eine 
Verbesserung der politisch-ideologischen Arbeit ge­
geben. Seine Analyse soll hier durch einen kurzen 
Bericht über die Vorbereitung und Durchführung von 
Justizaussprachen im Kreis Weißenfels illustriert 
werden.

In jedem Quartal werden in allen großen Gemeinden, 
in allen größeren Betrieben und in den Bezirken der 
Stadt Weißenfels Justizaussprachen durchgeführt. Bei 
der Auswahl der Themen werden die Besonderheiten 
des Betriebes, etwaige Vorfälle in der Gemeinde und 
allgemein interessierende Strafverfahren berücksichtigt.

Einer der Schwerpunkte unserer Justizaussprachen 
war die Behandlung des Wesens und der Bedeutung

des Volkseigentums. Das Verfahren gegen die HO-An- 
gestellten Apitz und Haun wegen Diebstahls von in 
Volkseigentum stehenden Gegenständen gab uns Ver­
anlassung, vor den Mitarbeitern der Kreisbetriebe HO- 
Industriewaren und HO-Lebensmittel und in der Kon­
sumgenossenschaft über das Thema „Die Verletzung 
des Volkseigentums durch HO-Angestellte“ zu sprechen. 
Dabei wurden allein die Aussprachen bei HO-Industrie- 
waren und HO-Lebensmittel von etwa 380 Personen be­
sucht. Darüber hinaus hatten bereits Delegationen des 
volkseigenen Handels aus dem ganzen Kreisgebiet als 
Zuhörer an der Hauptverhandlung teilgenommen. So­
wohl im Prozeß selbst als auch in den Justizaussprachen 
wurden die Anwesenden nicht nur von der Notwendig­
keit einer strengen Bestrafung von Verbrechen gegen 
das gesellschaftliche Eigentum überzeugt, sondern auch 
gleichzeitig zur strengen Einhaltung der Gesetze und
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